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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 23. Oktober 
2025 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, 1. Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 

Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 

 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst  
 2. Bürgermeister Uwe Urtel als Vertreter für TOP 10 

Anna-Lena Fürst, CSU  
 

 Josef Sattler, CSU  
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Manfred Bründl, Unsere Zukunft  
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler  
 Johannes Unholzer, FWG  
 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/Die Grünen  
 Alfred Gimpl, SPD  

 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 18. September 2025. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 18. Sep-
tember 2025. 

Abstimmung:               7 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer u. GR Unholzer)   

 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 18. September 
2025. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 18. September 2025 informiert. 
 

 
3. Bauantrag von Bayerl Florian und Käser Sandra auf Anbau eines Einfamilienhauses auf dem 
Grundstück mit der Flur-Nr. 303, Gemarkung Kirchberg, Lapperding 18. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Anbau eines Einfamilienhauses an das bestehende Wohnhaus 
- Grundriss 13,46 m x 10,74 m, EG+OG, Satteldach 26° mit roter Ziegeleindeckung 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan: 
- Fläche für die Landwirtschaft 
 



Bebauungsplan/Satzung:    
- Lückenfüllungssatzung „Lapperding-West“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 35 Abs. 2 i. V. m. Abs. 6 BauGB 
- Öffentliche Belange werden durch das Bauvorhaben nicht beeinträchtigt. 
 
Örtliche Bauvorschriften:  
- gemäß Stellplatzsatzung sind für die zusätzliche Wohnung 2 Stellplätze erforderlich, die gemäß 
Eingabeplan auf dem Baugrundstück erstellt werden 
 
Erschließung: 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr. Nr. 222) 
- Wasserversorgung: über bestehenden privaten Brunnen 
- Schmutzwasserbeseitigung: über bestehende private 3-Kammer-Grube und Klärteich 
(Wasserrechtsbescheid vom 24.06.1996, Az. 53-2 WA 5519) 
- Niederschlagswasser: Einleitung in eine private Zisterne, der Überlauf versickert auf dem 
Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB. 
 

Abstimmung:      8 : 0 
(ohne GR Unholzer)   

 

 
4. Bauantrag von Jonas Gerhard und Renate für den Ausbau des Dachgeschosses und Einbau einer 
Schleppgaube auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 496/5, Gemarkung Tiefenbach, Petermüllerweg 
2. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Ausbau des Dachgeschosses mit einer Wohneinheit, Einbau einer Schleppgaube und Anbau einer 
Außentreppe aus Metall 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Gottingerberg“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans (Deckblatt Nr. 8) 
hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenzen durch die geplante Außentreppe sowie die Stellplätze.  
Außerdem widerspricht das Vorhaben bzw. der bauliche Bestand den textlichen Festsetzungen 
hinsichtlich der Errichtung eines Kniestocks anstatt max. 50 cm konstruktiver Dachfuß, und der 
Traufhöhe (zulässig max. 4,25 bergseits, 6,00 m talseits). 
Die Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans sind städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich. Die gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. Die 
Zustimmungen der angrenzenden Nachbarn liegen vor. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 



Für die zusätzliche Wohnung sind 2 Stellplätze erforderlich, für das bestehende Wohnhaus (2 
Wohnungen) 2 Stellplätze.  
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Böhmerwaldstraße, Petermüllerweg) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie den beantragten Befreiungen 
(Baugrenzen, Kniestock, Traufhöhe) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GR Unholzer)  

 

 
5. Bauantrag von Hofbauer Michael und Anna-Lena für den Neubau eines Einfamilienhauses mit 
Doppelgarage auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 651/13, Gemarkung Tiefenbach, Pfarrer-
Siegfried-Kroiß-Straße 13. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Neubau Einfamilienhaus (EG+DG, 15,86 m x 12,99 m, Satteldach 25°, Dacheindeckung und 
Fassadenverkleidung Dachgeschoss aus Aluminium) mit Garage (EG, 8,99 m x 6,37 m, bepflanztes 
Flachdach) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Bäckerreut – Süd“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen durch das Gebäude sowie die Stützmauer in Richtung Nordwesten.  
Außerdem widerspricht das Vorhaben den textlichen Festsetzungen Ziff. 0.7 hinsichtlich der Errichtung 
einer Stützmauer mit einer Höhe von 0,70 m ab Urgelände direkt an der Grundstücksgrenze. 
Die Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans sind städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich. Die gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. Die 
Zustimmungen der nordwestlich sowie nordöstlich angrenzenden Nachbarn liegen vor. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
Gemäß Stellplatzsatzung sind 2 Stellplätze erforderlich, die durch die geplante Doppelgarage auf dem 
Grundstück nachgewiesen sind. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Pfarrer-Siegfried-Kroiß-Straße) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: Anschluss an öffentliche Kanalisation im Trennsystem 
 
 
 
 



Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie den beantragten Befreiungen 
(Baugrenzen, Geländeveränderungen) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GR Unholzer)  

 

 
6. Bauantrag von Seine Björn auf Sanierung und Anbau an das bestehende Wohnhaus auf dem 
Grundstück mit der Flur-Nr. 1146/1, Gemarkung Tiefenbach, Gramming 11 (Änderungsantrag zur 
Baugenehmigung vom 10.08.2018). 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Mit Bescheid vom 10.08.2018 (Az. 20180944) wurde eine Baugenehmigung für Sanierung und Anbau 
erteilt 
- Aufgrund Eigentümerwechsel wird vom neuen Bauherrn eine Tektur beantragt  
- Im Vergleich zum genehmigten Bauplan wird im Dachgeschoss ein höherer Kniestock (ca. 2,20 m 
anstatt ca. 1,00 m) beantragt, wodurch eine einheitlichere Dachform ohne Zwerchgiebel möglich wird. 
Außerdem wurde die Zimmeraufteilung geringfügig verändert. An der Ostseite soll eine Außentreppe 
angebaut werden. 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan: 
- Fläche für die Landwirtschaft 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 BauGB 
- Es handelt sich um eine angemessene Erweiterung eines bestehenden Wohngebäudes für den 
Eigenbedarf des Eigentümers. Öffentliche Belange werden durch das Bauvorhaben nicht 
beeinträchtigt. 
 
Örtliche Bauvorschriften:  
- gemäß Stellplatzsatzung sind 2 Stellplätze erforderlich, die nach Darstellung im Lageplan auf dem 
Baugrundstück erstellt werden 
 
Erschließung: 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr. Nr. 153) 
- Wasserversorgung: best. Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Schmutzwasserbeseitigung: best. Anschluss an öffentliche Kanalisation 
- Niederschlagswasser: Versickerung auf dem Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB. 
 

Abstimmung:      8 : 0 
(ohne GR Unholzer)   

 

 
 
 



7. Antrag von Riedl Melanie auf Bauvorbescheid für einen Wohnhausanbau an das Bestandsgebäude 
auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 330/2, Gemarkung Tiefenbach, Aulinger Straße 30. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Anbau einer Wohneinheit (EG+DG, Wandhöhe ca. 6,42 m, Satteldach 28°) an das bestehende 
Einfamilienhaus 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Weiherfeld“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen durch den Anbau sowie den zusätzlichen Pkw-Stellplatz.  
Die Abweichung von den Festsetzungen des Bebauungsplans ist städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich. Die gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. Die 
Zustimmungen aller angrenzenden Nachbarn liegen vor. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
Gemäß Stellplatzsatzung sind für die zusätzliche Wohneinheit 2 Stellplätze erforderlich, für das 
bestehende Einfamilienhaus ist 1 Stellplatz ausreichend. Die Stellplätze sind mit Bauantragstellung 
nachzuweisen. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Aulinger Straße) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Antrag auf Vorbescheid sowie der beantragten Befreiung 
(Baugrenzen) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:              9 : 0  
 

 
8. Antrag von Atteneder Armin auf Bauvorbescheid für die Umnutzung eines ehemaligen 
landwirtschaftlichen Gebäudes zu einer Wohneinheit mit Garagenstellplatz auf dem Grundstück mit 
der Flur-Nr. 1636/1, Gemarkung Haselbach, Haselham 6. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Ausbau eines Teilbereiches des Heustadels im EG und OG zu einer Wohneinheit 
- Ein Teil des Erdgeschosses (ehem. Stallung) ist inkl. der östlichen Außenwand bereits massiv mit 
Bruchsteinmauerwerk und Tonnengewölbedecke ausgeführt. Die nördliche und westliche Außenwand 
soll ebenfalls bis zur Fußpfette untermauert werden, im Obergeschoss soll die Mauer wieder mit Holz 
verkleidet werden. 
- Zur besseren Belichtung und Raumnutzung soll im Westen ein kleiner Zwerchgiebel geschaffen 
werden und auf der Hofinnenseite zwei Dachflächenfenster eingebaut werden. Im Übrigen würde die 
gesamte Dachkonstruktion erhalten bleiben und mit naturroten Tonziegeln neu eingedeckt werden. 
- Zur Verbesserung des Wärmeschutzes soll die Dachkonstruktion innenseitig ertüchtigt werden. 
 



Darstellung im Flächennutzungsplan: 
- Fläche für die Landwirtschaft 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 35 Abs. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB 
- Nutzungsänderung eines ehemals landwirtschaftlich genutzten Gebäudes (Heustadel mit Stallung im 
EG) auf der Hofstelle zu einer Wohnung. Die Nutzungsänderung dient der Erhaltung und 
zweckmäßigen Verwendung der bestehenden Bausubstanz. Die äußere Gestaltung bleibt im 
Wesentlichen gewahrt.  Öffentliche Belange werden durch das Bauvorhaben nicht beeinträchtigt. 
 
Örtl. Bauvorschriften: 
Gemäß Stellplatzsatzung sind für die zusätzliche Wohnung zwei Stellplätze erforderlich, die mit 
Bauantragstellung nachzuweisen sind. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr. Nr. 190) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Schmutzwasserentsorgung: über private Kleinkläranlage, ausgelegt für 4 EW (Bescheid vom 
05.04.2017, Gz.: 53.0.06, 6421.1 / 0244 / 2017, WA 10561) 
- Niederschlagswasser: wird auf dem Baugrundstück versickert 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Antrag auf Vorbescheid das Einvernehmen nach § 36 
BauGB.  
 

Abstimmung:              9 : 0  
 

 
9. Antrag von Regner Johannes auf Bauvorbescheid für die Erweiterung des bestehenden Hofladens 
(Lagerraum, Zerlegeraum, Kühlung) um eine Backstube auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1495, 
Gemarkung Tiefenbach, Götzing 10. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Einbau einer Backstube in den Geräteschuppen als Erweiterung zum bestehenden Hofladen 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan: 
- Dorfgebiet 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; Die nähere Umgebung entspricht einem faktischen MD 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksflächen in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Örtl. Bauvorschriften:  
- Stellplatzsatzung: Für die Backstube ist voraussichtlich 1 Stellplatz erforderlich, der auf dem 
Baugrundstück nachgewiesen werden kann. 
 
Erschließung 



- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 367) 
- Wasserversorgung: über bestehenden privaten Brunnen auf dem Baugrundstück 
- Schmutz- u. Niederschlagswasser: best. Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Antrag auf Vorbescheid das Einvernehmen nach § 36 
BauGB.  
 

Abstimmung:               9 : 0   
 

 
10. Bauantrag von Fürst Christa und Christian für die Errichtung einer Hackschnitzelheizung in einem 
landwirtschaftlichen Gebäude und Neubau eines Hühnerstalls auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 
906/5, Gemarkung Tiefenbach, Thal. 
 
Für diesen Tagesordungspunkt übernimmt der 2. Bürgermeister Herr Uwe Urtel den Vorsitz. 
 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Einbau Hackschnitzelheizung und Hackschnitzellager in bestehendes landwirtschaftliches Gebäude 
- Neubau Hühnerstall (7,73 m x 2,50 m, Pultdach) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan: 
- Fläche für die Landwirtschaft 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 35 Abs. Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB 
- Nutzungsänderung eines ehemals landwirtschaftlich genutzten Gebäudes auf der Hofstelle in 
Teilbereichen für den Einbau einer Hackschnitzelheizung mit Hackschnitzellager. Die 
Nutzungsänderung dient der Erhaltung und zweckmäßigen Verwendung der bestehenden 
Bausubstanz. Die äußere Gestaltung bleibt im Wesentlichen gewahrt. Beim Hühnerstall handelt es sich 
um ein sonstiges Vorhaben als kleine Nebenanlage zum bestehenden Wohnhaus. Öffentliche Belange 
werden durch das Bauvorhaben nicht beeinträchtigt. 
 
Örtl. Bauvorschriften: 
Stellplatzsatzung: kein Mehrbedarf 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr. Nr. 130) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Schmutzwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentlichen Schmutzwasserkanal 
- Niederschlagswasser: wird auf dem Baugrundstück versickert 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:              8 : 0 
ohne 1. Bgm Christian Fürst und GRin Anna-Lena Fürst (persönlich beteiligt)   

 

 



11. Bauleitplanung – Antrag auf Änderung des Bebauungsplans Allerting – West mit Deckblatt Nr. 10 
auf der Flur-Nr. 299, Gemarkung Tiefenbach, Allerting 5 – Beratung über den Aufstellungsbeschluss. 
 
Architekt Peter Kemper, Stadt Land Leben und Grundstückseigentümer Stefan Regiert stellen Antrag 
auf Änderung des Bebauungsplans „Allerting West“ mit Deckblatt Nr. 10 für den Bereich des 
Grundstückes Flur-Nr. 299, Gemarkung Tiefenbach, Allerting 5. Der Antrag wird dem Plenum 
vorgelesen. 
 
Die festgesetzten Baugrenzen orientieren sich an der bestehenden Bebauung. In einem Teilbereich 
wurde damals antragsgemäß festgesetzt, dass nur Nebengebäude zulässig sind. 
Nachdem nun ein Abriss und Neubau der Hofstelle und Teilung des Grundstückes geplant sind, soll der 
Bebauungsplan entsprechend verändert werden. Die Zufahrt soll von der Südseite auf die Westseite 
verlegt werden. Insgesamt ist eine geringere Kubatur geplant als bei den derzeit bestehenden 
Gebäuden. 
 
Bestehender Bebauungsplan: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Neue Planung der Hofstelle: 

 
 

 
Beschluss: 

 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet den gestellten Antrag und fasst den 
Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplans WA/MI Allerting West mit Deckblatt 
Nr. 10. 

Abstimmung:               9 : 0  
 

 
Tiefenbach, den 23.10.2025 
 
Der Vorsitzende       Der Protokollführer 
 
im Original gez.        im Original gez. 
            
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


